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Bericht
aus dem Landtag FRAKTION

im Niedersächsischen Landtag

Parlamentarischer Geschäftsführer

Sehr geehrte Damen und Herren,

das September-Plenum des Nieder-
sächsischen Landtags war geprägt von
den Haushaltsberatungen. Mit dem
Haushalt 2009, dem Haushalts-
begleitgesetz und der Mit telfristigen
Finanzplanung richten CDU und FDP
den Blick nach vorn. Wir gestalten Zu-
kunft , weil wir ein klares Ziel haben,
wie Niedersachsen in zehn Jahren aus-
sehen soll. Wir träumen nicht von ei-
ner besseren Welt, sondern packen be-
herzt an. Unsere Politik des Sanierens,
Konsolidierens und Investierens ist
alternativlos.

Der Beitrag der größten Oppositions-
fraktion beschränkte sich wie in den
letzten Jahren schon auf verbale Atta-
cken mit mäßigem Niveau. Es gibt auch
zurzeit niemanden, der die finanz-
politische Glaubwürdigkeitslücke in der
SPD-Fraktion schließen könnte. Es liegt
aber im Interesse des Landes, dass die
Sozialdemokraten möglichst bald zu
einer konstruktiven Oppositionsarbeit
zurückfinden.

CDU und FDP werden auf jeden Fall
die verbleibende Zeit bis Dezember nut-
zen, den Haushalt ausführlich zu be-
raten. Er ist die finanzielle Grundlage
für die Politik des nächsten Jahres.

Eine unterhaltsame und interessante
Lektüre wünscht Ihnen

Das Land Niedersachsen soll im
kommenden Jahr mit den Univer-
sitäten und Fachhochschulen ei-
nen Zukunftsvertrag II abschlie-
ßen, der den Hochschulen erneut
eine verlässliche Finanzierungs-
und Planungssicherheit über eine
Legislaturperiode hinaus bietet.
Das sieht ein Thesenpapier vor,
das die CDU-Landtagsfraktion auf
ihrer Klausurtagung am 3. und 4.
September in Göttingen einstim-
mig beschlossen hat. Nach Vor-
stellung der CDU soll dieser
Zukunftsvertrag eine Laufzeit von
2011 bis 2017 haben. Ebenso spre-
chen sich die Christdemokraten in
den „Göttinger Thesen zur For-
schungs- und Hochschulpolitik in
Niedersachsen“ dafür aus, den
niedersächsischen Studentenwer-
ken über 2011 hinaus finanzielle
Planungssicherheit zu geben.

„Mit dem Zukunftsvertrag von
2005 hat die CDU/FDP-Landesre-
gierung erstmals in der Geschich-
te des Landes die Voraussetzun-
gen geschaffen, dass die Hoch-
schulen über den Zeitraum einer

CDU-Landtagsfraktion beschließt „Götting er Thesen zur
Forschungs- und Hochschulpolitik in N iedersachsen“

Legislaturperiode hinaus ver-
lässlich planen konnten“, erklär-
te der CDU-Fraktionsvor-
sitzende David McAllister. Der
Zukunftsvertrag sei die Grund-
lage für viele Erfolge der nieder-
sächsischen Hochschulen in den
vergangenen Jahren. „Mit der
Vielfalt unserer Hochschulen
sichern wir die Wahlmög-
lichkeiten und die Bildungs-
chancen der jungen Generation
und die Innovationsfähigkeit
unseres Landes. Unsere Hoch-
schulen sind leistungsfähig und
modern. Die ‚Göttinger Thesen’
werden der CDU-Fraktion eine
wichtige Richtschnur für ihre
Politik sein, damit sich der For-
schungs- und Wissenschafts-
standort Niedersachsen im in-
ternationalen Wettbewerb gut
positionieren kann und sich die
Menschen in unserem Land das
für ihre jeweilige Lebenslage
benötigte Wissen aneignen kön-
nen“, so David McAllister.

Die Göttinger Thesen finden Sie im
Internet unter:
www.cdu-fraktion-niedersachsen.de

Klausurtagung in Göttingen: Beratungen zur Forschungs- und Hochschulpolitik
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Götting er Thesen sollen für CDU-Fraktion Richtschnur in der Forschungs- und
Wissenschaftspolitik s ein

Vor der Beratung der Göttinger
Thesen auf der Klausurtagung
führten Wissenschaftsminister
Lutz Stratmann und der Präsident
der TU Braunschweig, Prof. Dr.
Jürgen Hesselbach, die CDU-Ab-
geordneten in das Thema ein. Ei-
nig war man sich, dass das Wis-
sen und die Ideen der Menschen
von entscheidender Bedeutung
für die Zukunftsperspektiven un-
seres Landes sind.

Zusätzliche Studienplätze

Die „doppelten Abiturjahr-
gänge“ seien eine besondere He-
rausforderung, die die Politik ge-
meinsam mit den Hochschulen,
der Wirtschaft und der Gesell-
schaft bewältigen müsse. Des-
halb wolle die CDU-Fraktion
ebenso den Hochschulpakt 2020,
mit dem bis 2010 insgesamt
11.211 zusätzliche Studienan-
fängerplätze geschaffen werden,
fortführen. „Angesichts des zu-
nehmenden Fachkräftebedarfs
werden wir für die Fächer Mathe-
matik, Informatik, Natur- und
Tech-nikwissenschaften zusätzli-
che Studienplätze schaffen.
Dabei wollen wir besonders jun-
ge Frauen stärker für technische
Fachrichtungen begeistern“, sag-
te der wissenschaftspolitische
Sprecher der CDU-Fraktion Jens
Nacke.

Für die CDU haben die For-
schungsbereiche Klimafolgen-

forschung, Energie, Maritimer
Bereich, Mobilität und Lebens-
wissenschaften zentrale Bedeu-
tung für Niedersachsen“. Vor al-
lem die regionale Klimafolgen-
forschung gehöre für das Küsten-
land Niedersachsen in den Fokus
der Forschungsförderung.
Ebenso solle die traditionelle
Stärke des Landes in der
Fahrzeugtechnik beispielsweise
über die Niedersächsische Tech-
nische Hochschule (NTH) gebün-
delt werden, damit sich das Land
als führender Akteur in der
Mobilitätsforschung auch inter-
national etablieren kann.

Ziel: Lebenslanges Lernen

Die CDU-Fraktion geht davon
aus, dass künftig eine gründliche
Erstausbildung nicht mehr für ein
ganzes Berufsleben reichen wird.
Der bisher übliche Lebenslauf mit
Lern-, Arbeits- und Ruhestands-
phasen werde vom „lebenslan-
gen Lernen“ abgelöst. Die CDU
fordert daher die Hochschulen
auf, die Weiterbildung als ihre
Aufgabe anzunehmen und mit
den Einrichtungen der Erwachse-
nenbildung im Sinne einer „Offe-
nen Hochschule“ zusammenzu-
arbeiten. „Mit der Offenen Hoch-
schule wird das Land die Hoch-
schulen für nichttraditionelle
Gruppen von Studierenden noch
weiter als bisher öffnen und spe-
zielle Studienangebote für Be-

rufstätige schaffen. Zu viele se-
hen ihre Hochschule nach dem
Abschluss nie wieder. Das sollte
der Vergangenheit angehören“,
so Jens Nacke.

Hochkarätige Gastreferenten

Prof. Dr. Franz Walter vom Lehr-
stuhl für Parteienforschung an
der Georg-August-Universität in
Göttingen schlug einen Bogen
vom Beginn des Parteiensystems
in Deutschland zu unserer heuti-
gen Zeit und wagte einen Aus-
blick in die nahe Zukunft. Der
Hauptgeschäftsführer der Unter-
nehmerverbände Niedersachsen
e. V., Dr. Volker Müller, ermunter-
te die CDU/FDP-Koalition an ih-
rem Ziel der Konsolidierung des
Landeshaushalts festzuhalten. Dr.
Norbert Röttgen, Erster Parla-
mentarischer Geschäftsführer
der CDU/CSU-Bundestagsfrakt-
ion,  bilanzierte die Arbeit der gro-
ßen Koalition in Berlin und infor-
mierte über die zu erwartenden
Schlüsselthemen der Bundestags-
wahl 2009. Der Vorsitzende des
DGB-Landesbezirks Nieder-
sachsen-Bremen Hartmut Tölle
schilderte die Anforderungen an
die Politik in Niedersachsen aus
der Sicht des DGB. Beide Seiten
betrachteten die Teilnahme des
DGB-Vorsitzenden als Auftakt,
um den Dialog zu intensivieren.

Impulse für die CDU-Fraktion (v. l. n. r.): Prof. Dr. Franz Walter, Prof. Dr. Jürgen Hesselbach, Dr. Volker Müller,
Dr. Norbert Röttgen und Hartmut Tölle hielten auf der Klausurtagung Referate und diskutierten mit den Abgeordneten.

Weitere Informationen im Internet:
www.cdu-fraktion-niedersachsen.de
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Ein erstklassi-
ges Zeugnis
stellen die Ini-
tiative Neue
Soziale Markt-
w i r t s c h a f t
(INSM) und
das Institut der
d e u t s c h e n

Wirtschaft Köln der Bildungspoli-
tik des Landes Niedersachsen aus.
Der Bildungsmonitor 2008 sieht
das Land Niedersachsen als ein-
deutigen Gewinner in seinem
diesjährigen Leistungscheck der
Bundesländer. Im Vergleich zum
Vorjahr rückte Niedersachsen
vom sechsten Platz auf Rang fünf
vor. Die Studie vergleicht die
Bildungssysteme der 16 Länder
anhand von mehr als 100 Kriteri-
en. Die Forscher bewerten, inwie-
weit das Bildungssystem eines
Bundeslandes zu wirtschaftli-
chem Wachstum beitragen kann.

Hohe Priorität für
Bildungsausgaben
„Die Studie belegt mit Zahlen und
Fakten: Die Bildungsreformen
dieser Landesregierung machen
sich bezahlt. Niedersachsen hat
den Anschluss an die führenden
Bundesländer geschafft“, erklärte
Kultusministerin Elisabeth Heis-
ter-Neumann.

Besonders positive Werte stellt
der Bildungsmonitor 2008 Nie-
dersachsen für die Priorität der
Bildungsausgaben im Landes-
haushalt, die Bekämpfung der
Bildungsarmut, insbesondere der
Reduzierung der Schulabgänger
ohne Abschluss und die Senkung
der Abbrecherzahlen in der dua-
len Ausbildung aus. „Nieder-
sachsen macht den größten
Sprung nach vorne und liegt jetzt
über dem Bundesdurchschnitt.

Bildungsmonitor 2008
Elisabeth Heister-Neumann: „Bildungsreformen der Landesregierung machen sich bezahlt“

Damit verbessert sich Nie-
dersachsen so stark wie kein an-
deres Bundesland“, stellte

Wissenschafts-
minister Lutz
Str atmann fest.
Niedersachsen
konnte unter
anderem bei der
Internationali-
sierung seines
B i l d u n g s -

systems große Fortschritte erzie-
len. Die Zahl der ausländischen
Studierenden ist der Studie zu-
folge im Jahr 2006 auf 9,6 Prozent
stark gestiegen. Mit der Zahl an
internationalen Kooperationen
pro Hochschule liegt Nieder-
sachsen deutschlandweit sogar
an der Spitze.

MINT-Fächer wichtig als
Standortf aktor
Ein wichtiges Handlungsfeld stel-
len im Bildungsmonitor die Be-
reiche Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaften und Tech-
nik (MINT) dar. Diese sind für die
technologische Leistungsfähig-

 Foto: Picture-alliance

keit entscheidend. Das
Fachkräfteangebot im MINT-
Bereich ist ein wichtiger
Standortfaktor. Niedersachsen
hat insbesondere mit den Prio-
ritäten im Hochschulpakt 2020
wichtige Weichenstellungen
geschaffen: Rund 60 Prozent
der neuen Studienplätze sind
den MINT-Fächern zuzuordnen.

„Die CDU/
F D P - R e g i e -
rung hat seit
2003 eine um-
f a n g r e i c h e
B i l d u n g s -
offensive mit
zah l re ichen
Verbesserun-

gen auf den Weg gebracht. Das
Ergebnis des Bildungsmonitors
2008 belegt die Dynamik unse-
rer Bildungspolitik“, kommen-
tierte der stellvertretende
CDU-Fraktionsvorsitzende
Karl-Heinz Klare das Ergebnis
der Studie.
Weitere Informationen im Internet
unter www.insm.de .

Bildungsmonitor 2008: Das Land Niedersachsen geht als eindeutiger
Gewinner im diesjährigen INSM- Leistungscheck der Bundesländer hervor
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+++  Landeshaushalt 2009  +++  Landeshaushalt 2009  +++

„CDU und FDP ha-
ben dem Land
wieder Zukunft, Si-
cherheit und Opti-
mismus gegeben.
Das unterscheidet
unsere Politik von
soz ia l i s t i s chen

Träumereien der Vergangenheit auf
der ganzen linken Seite dieses Hau-
ses.

Mit dem Haushaltsplanentwurf
2009 senken wir die Nettokreditauf-
nahme auf 250 Mio. Euro. Das ist
gegenüber 2002 eine Absenkung um
2,7 Mrd. Euro und damit um über 90
Prozent. Niedersachsen ist damit
das einzige Bundesland, das seit
2002 zum siebten Mal in Folge die
Nettoneuverschuldung senkt. Mit 1
Prozent Kreditfinanzierungsquote
im Haushalt 2009 ist dies inzwischen
die Niedrigste seit 60 Jahren. Trotz-
dem zahlen wir immer noch 2,3 Mrd.
Euro allein an Zinsen für Schulden
aus der Vergangenheit.

Mit dem Ziel einer Nettoneu-
verschuldung von 0 in 2010 schaffen
wir das, was die Menschen in unse-
rem Land am meisten als sozial ge-
recht von uns erwarten, nämlich:
Chancengerechtigkeit, eine gute Bil-
dung und damit sichere Per-
spektiven.Natürlich haben die Steu-
ermehreinnahmen seit 2006 diese
Entwicklung positiv begleitet. Aber
diese sind Mitnichten die Früchte ei-
ner rot-grünen Bundesregierung bis
2005. Das Gegenteil ist der Fall. Die
Wirtschaftskraft des Landes hat sich
doch erst entfalten können, nach-
dem dieses Experiment auf Bundes-
ebene beendet war.

Natürlich haben wir Kredit-
ermächtigungen der Vorjahre ge-
nutzt. Ein völlig normaler Vorgang.

Dr. Bernd Althusmann: „Neue Schulden sind das Unsozialste,
was wir der nächsten Generation antun könnten“
Auszug aus der Rede im Niedersächsischen Landtag vom 16.09.2008

Wenn  die SPD das kritisiert, muss
sie aber bitte auch sagen, dass sie
2002 nicht nur 3 Mrd. Euro neue
Schulden aufgenommen, sondern
zusätzlich über 535 Mio. Euro
Kreditermächtigungen in Anspruch
genommen hat. Aber: In Nieder-
sachsen ist diese beispiellose Ab-
senkung der Neuverschuldung nur
möglich geworden, weil wir zusätz-
lich die Ausgaben schlicht gekürzt
haben, auch dort, wo es weh tat. Das
jährliche Volumen beläuft sich
inzwischen auf 1,5 Mrd. Euro. Ohne
diese Kürzungen - ob nun beim
Weihnachts- oder Urlaubsgeld oder
beim Personalbudget - hätten wir
trotz der Steuermehreinnahmen im
Haushalt 2009 immer noch eine
Nettokreditaufnahme von 1,75 Mrd.
Euro und nicht etwa 250 Mio. Euro.

Als Vater von zwei schulpflichtigen
Kindern empfinde ich das Anhäufen
immer neuer Schulden als das
Unsozialste, was wir der nächsten
Generation antun könnten. Die
Gesamtverschuldung aller öffentli-
chen Haushalte von über 1,5 Billio-
nen Euro ist die eigentliche Gefahr
für unsere Demokratie.“

I

·  Für den JadeWeserPort sind 133,3
Mio. Euro veranschlagt.
· Der Offshore-Basishafen Cuxhaven
erhält Investitionen in Höhe von 26
Mio. Euro.
·  Mit 7,2 Mio. Euro verbessern wir die
Gewässer in Niedersachsen. Die Dei-
che an der Küste werden mit 60 Mio.
Euro verstärkt.
· Die Krankenhäuser werden 2011
und 2012 jährlich mit 120 Mio. Euro
ausgebaut.
· Das Agrarressort wird alle erziel-
baren EU- und Bundesmittel binden.
·  Der Kommunale Finanzausgleich
liegt über 3 Mrd. Euro.

Investitionen in Innovationen,
Infrastruktur und Wir tschaft

Erziehungskompetenz
stärken

In Nieder-
sachsen sollen
ehrenamtlich tä-
tige Erziehungs-
lotsen künftig El-
tern in schwieri-
gen Lebens-
phasen bei der

Erziehung ihrer Kinder und der Or-
ganisation des Familienalltags be-
raten, unterstützen und begleiten.
„Wir wollen die Erziehungs-
kompetenz von Müttern und Vä-
tern stärken. Das kommt vor allem
den Kindern zugute“, betonte
Sozialministerin Mechthild Ross-
Luttmann.

Die ehrenamtlichen Erziehungs-
lotsen sollen nicht die Arbeit von
Beratungsstellen oder der Jugend-
hilfe ersetzen, sondern vielmehr
Familien lebenspraktisch unter-
stützen. Darüber hinaus können
Erziehungslotsen bei dem Schrift-
wechsel mit Behörden tätig wer-
den sowie Eltern und Kinder bei
schulischen Erfordernissen bera-
ten.

Das Land stellt für die Schulung der
Erziehungslotsen in der ersten
Phase 2008/2009 insgesamt
500.000 Euro zur Verfügung. Als
erste niedersächsische Kommune
hat sich die Stadt Hildesheim für
eine Teilnahme am Projekt Er-
ziehungslotsen entschieden.
Wer sich für die ehrenamtliche
Tätigkeit als Erziehungslotse
interessiert, kann sich beim
Sozialministerium (Telefon:
0511/120-4057) nach der für eine
Qualifizierung infrage kommen-
den Familienbildungsstätte er-
kundigen.

Mechthild Ross-Luttmann:
„Erziehungslotsen sollen Elt ern auf
schwierigen Wegstrecken begleit en“

Weitere Informationen gibt es auch
im Internet unter
ww.ms.niedersachsen.de.
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·  Herr McAllister, warum haben Sie
an der Demonstration in Wolfsburg
teilgenommen?
Die CDU in Niedersachsen unter-
stützt die Demonstration der IG
Metall für den Erhalt des VW-Geset-
zes. Das wollten Kollegen aus der
Fraktion und ich mit unserer Teil-
nahme zum Ausdruck bringen.
·  Was wird die Demonstration
bewir ken?
Die Teilnahme von rund 40.000 De-
monstranten – darunter auch Mitar-
beiter aus allen deutschen und vie-
len europäischen Werken – ist ein
wichtiges Signal in Richtung EU-
Kommission. Die Demonstration
zeigt, wie entschieden und geschlos-
sen sich die Beschäftigten und die
Politik in Niedersachsen für das

 Foto: Picture-alliance

neue VW-Gesetz einsetzen.
·  Welchen Einf luss wird die
Demonstration auf die
EU-Kommission haben?
Die EU-Kommission sollte endlich
anerkennen, dass die Bundesregie-
rung mit ihrer Novelle die Vorgaben
des EuGH-Urteils in vollem Umfang
umsetzt. Die Sperrminorität von 20
Prozent ist nach deutschem Aktien-
recht zulässig und gibt dem Land

Niedersachsen die Möglichkeit, sich
für den Erhalt der mehr als 80.000
Arbeitsplätze in Niedersachsen ein-
zusetzen. Sie ist insbesondere keine
Frage des europäischen Rechts.
·  Was nehmen Sie mit von der
Demonstration?
Der Empfang durch die Gewerk-
schaften war sehr freundlich. Wir
werden beim VW-Gesetz Kurs hal-
ten.

Der niedersächsische CDU-Fraktionsvorsitzende David McAllister (l.),
Niedersachsens IG-Metall-Chef Hartmut Meine (r.) und IG-Metall-Chef Berthold
Huber (m.) nahmen am 12.09.2008 an der größten Demonstration in der Geschichte
des Unternehmens vor der Konzernzentrale in Wolfsburg teil.

 Foto: Picture-alliance

Der Platz vor dem VW-Hochhaus auf dem Werksgelände in Wolfsburg ist überfüllt : Vor der Konzernzentrale
haben sich am 12. September 2008 rund 40.000 Menschen bei der größten Demonstration in der Geschichte des
Wolfsburger Autobauers eingefunden. Sie kämpfen für den Erhalt des VW-Gesetzes. Der BL sprach mit dem
CDU-Fraktionsvorsitzenden David McAllister, der an der Demonstration teilnahm.
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1. Konsolidier en – Grundlage
für die Politik : Verlässlichkeit

Grundlage unserer Politik ist
eine solide Finanzpolitik. Dazu
gehört die Rückführung der
Nettoneuverschuldung auf Null.
Wir wollen darüber hinaus in die-
ser Legislaturperiode dafür sor-
gen, dass zukünftig keine Lan-
desregierung in Niedersachsen
neue Schulden einplanen kann.

Konkret:
· ab 2010 ohne neue Schulden
auskommen;
· ab 2010 einen Versorgungs-
fonds aufbauen, der künftig die
Versorgung der Beamten durch
ein Kapital gedecktes System
gewährleistet.

2. Bildung für jeden –
von Anfang an
Sparen ist bei uns kein Selbst-
zweck. Wir schaffen damit den
Spielraum für wichtige Investiti-
onen – in die Zukunft unseres
Landes. Deshalb haben wir die
Zahl der Krippenplätze für unter
Dreijährige in den letzten Jahren
erhöht und das letzte Kinder-
gartenjahr bereits beitragsfrei
gestellt.

Konkret:
· bis 2013 die Krippenplätze um
45.000 auf rund 62.000 Plätze
bzw. 35 Prozent eines Jahrgangs
insgesamt erweitern;
· bis 2013 auch die anderen
beiden Kindergartenjahre bei-
tragsfrei stellen;

Niedersachsen im Jahr 2020

Landesregierung legt Ergebnisse der Klausurtagung vor

Wie soll Niedersachsen 2020 aussehen? Mit dieser Fragestellung hat sich
die Niedersächsische Landesregierung auf ihrer Klausurtagung vom 31.
August bis zum 2. September in Herzlake beschäftigt . Im Anschluss an
die Klausurtagung hat Ministerpräsident Christian Wulff die Ergebnis-
se vorgestellt :

· bis 2012 den Anteil der Kinder,
die von der Einschulung zurück-
gestellt werden, auf 5 Prozent
senken (2003: 8,1%; 2007: 6,3%);
· bis 2012 den Anteil der Schulab-
brecher auf 5 Prozent drücken
(2003: 10,5%; 2007: 7,5%);
· bis 2012 die Quote der Absol-
venten mit Hochschulzugangs-
berechtigung auf 50 Prozent stei-
gern (2003: 37,0%; 2006: 41,4%).

3. Integration – keiner darf
zurückbleiben
Unser Ziel: Keiner darf auf dem
Weg durch Schule und Ausbil-
dung zurückbleiben! Das gilt
insbesondere für Schülerinnen
und Schüler mit Migrations-
hintergrund. Sprache ist der
Schlüssel zur Bildung. Nieder-
sachsen wird sich dieser Heraus-
forderung stellen.

Konkret:
· bis 2012 den Anteil der auslän-
dischen Kinder durch intensivere
Sprachförderung, die von der Ein-
schulung zurückgestellt werden,
auf unter 10 Prozent senken (ak-
tuell: 19,0%);
· den Anteil der Schulabbrecher
bei ausländischen Jugendlichen
auf unter 10 Prozent senken (ak-
tuell: 24,9%);
· Integrationskurse von 45 auf 100
Stunden ausdehnen.

4. Energieland und Klimaschutz
gehören zusammen
Die Versorgung mit bezahlbarer
und umweltfreundlicher Energie
zu sichern, ist die Schlüsselauf-

gabe des 21. Jahrhunderts. Dazu
muss die Produktion umwelt-
freundlicher Energie steigen, um
einen vernünftigen Energiemix
zu erreichen.

Konkret:
· zusammen mit RWE eine
EnergieEXPO in Niedersachsen
durchführen, um besonders bei
Jugendlichen Diskussionen über
die Zusammenhänge von Ener-
gie, Umwelt und Wohlstand aus-
zulösen;
· bis 2012 soll die Hälfte des
niedersächsischen Verbrauchs
durch Windenergie erzeugt wer-
den (aktuell: 21%). Bis zum Jahr
2021 wird Niedersachsen mehr
Windkraft ans Netz bringen, als
im Land insgesamt an Strom ver-
braucht wird;
· Einsatz für die Laufzeitver-
längerung von sicheren Kern-
kraftwerken um 25 Jahre: Volks-
wirtschaftlicher Nutzen von rund
250 Mrd. Euro;
· bis 2012 gehen ein zusätzliches
Steinkohlenkraftwerk in Wil-
helmshaven und ein Erdgas-
kraftwerk in Lingen ans Netz.
Darüber hinaus existieren be-
reits zusätzlich 6 Kraftwerks-
planungen, von denen mehrere
bis 2014 ans Netz gehen könn-
ten.

 Foto: Picture-alliance
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5. Mobilität , Wachstum,
Wohlstand

Die Qualität der Infrastruktur in
Niedersachsen muss durchgrei-
fend verbessert und der Bau un-
serer zentralen Infrastruktur-
projekte beschleunigt werden.
Eine gut ausgebaute Infrastruk-
tur wird in Zukunft stärker denn
je ein wichtiger Standortfaktor
im globalen Wettbewerb sein.
Vor allem unsere Häfen werden
überdurchschnittlich stark wach-
sen. Niedersachsen berücksich-
tigt das durch erhebliche Steige-
rungen der Investitionen. Die
Bundesautobahnen und Güter-
verkehrstrassen in Nord-
deutschland müssen schneller
gebaut werden. Dafür braucht
der Norden mehr Geld vom
Bund.

Konkret:
· 2011 den ersten Teil des
JadeWeserPorts in Betrieb neh-

men. Der gesamte Hafen soll
deutlich früher als geplant in Be-
trieb gehen;
· bis Mitte dieser Legislaturperi-
ode die Planung für eine zweite
Ausbaustufe des JadeWeserPorts
beginnen;
· bis Sommer 2011 den sechs-
streifigen Ausbau der A1 zwi-
schen Bramsche und Osnabrück-
Nord abschließen;
· bis Mitte 2013 das Baurecht bei
der A39 (Wolfsburg bis Lüneburg)
und bis Ende 2013 die Baureife
für die A 22 (Küstenautobahn)
erlangen;
· die Bahnstrecke Oldenburg –
Wilhemshaven bis Ende 2011
zweigleisig ausbauen und bis
2012 elektrifizieren;
· bis 2009 den Offshore-Basis-
hafen in Cuxhaven in Betrieb neh-
men;
· bis 2015 mit dem Bau der Y-Tras-
se beginnen, um die Strecke bis
2019 zu eröffnen.

6. Den demographischen Wandel
gestalten

Dieses für Niedersachsen wichti-
ge Thema berührt alle Bereiche
der Politik. Deshalb werden wir
uns mit diesem Thema gesondert
beschäftigen. Wir werden eine
Lenkungsgruppe der Landesregie-
rung einrichten. Zu deren Aufga-
ben wird es gehören, auf der
Grundlage des Berichts der
Enquête-Kommission Demogra-
phischer Wandel ein Handlungs-
konzept für Niedersachsen zu er-
arbeiten. Hierbei müssen be-
sonders auch die unterschiedli-
chen Entwicklungen in den Regio-
nen untersucht werden. Wir brau-
chen weiter eine gute medizini-
sche Infrastruktur. Jeder muss sich
ortsnah an den Hausarzt seines
Vertrauens wenden können. Des-
halb müssen wir auch künftig eine
hausärztliche Versorgung im länd-
lichen Raum sicherstellen. Hier
werden Lösungen gefunden.

Innenminister Uwe Schünemann
hat im Beisein des Parlamentari-
schen Geschäftsführers der CDU-
Fraktion Dr. Bernd Althusmann

Moderne T echnik für Feuerwehrflieger - erfolgreiche CDU-Initiative

zwei neue Flugzeuge des Typs
Cessna 206 an den Landes-
feuerwehrverband Niedersachsen
übergeben. Die Flugzeuge unter-

stützen die vorbeugende
Waldbrandbeobachtung und die
Lenkung von Einsatzkräften. Das
Land hat sich auf Initiative der
CDU-Landtagsfraktion mit
500.000 Euro an den Kosten be-
teiligt. Stationiert sind die Flug-
zeuge an den Stützpunkten des
Feuerwehr-Flugdienstes in
Lüneburg und Peine.

„Mit den beiden auf dem
neuesten Stand der Technik aus-
gerüsteten Flugzeugen stärken
wir den vorbeugenden Brand-
schutz und sichern den Erhalt
unserer Wälder“,  sagte Dr.
Bernd Althusmann bei der Über-
gabe.
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Der gesamte Pflegebereich be-
findet sich im Umbruch. Die Ent-
wicklung steht dabei im unmit-
telbaren Bezug zum demographi-
schen Wandel, den man auf eine
Kernaussage reduzieren kann:
Unsere Gesellschaft altert.
Hieraus resultieren steigende
Anforderungen an die finanziel-
le Leistungsfähigkeit der Pflege-
versicherung sowie weit reichen-
de Um- und Neustruktu-
rierungen im Bereich des Pflege-
angebotes. Deshalb fand die von
der CDU-Landtagsfraktion am
21. August 2008 durchgeführte
Fachtagung auf großen Zu-
spruch: Mehr als 200 Gäste ka-
men zur Diskussion über die Zu-
kunft der Pflege in Nieder-
sachsen zusammen.

Emotionales Thema

In ihrer Eingangsrede wies die
stellvertretende Vorsitzende der
CDU-Fraktion, Heidemarie
Mundlos, auf die Bedeutung die-
ses Themas hin: „Kaum ein ande-
res sozialpolitisches Thema wird
so intensiv und emotional debat-
tiert wie die Pflege. Denn es geht
um den einzelnen Menschen, der
einen Anspruch auf qualitativ
hochwertige individuelle und
humane Pflege hat. Dieses ist
eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe und darf bei allen Fach-
diskussionen nicht aus den Au-
gen verloren werden.“

Die Niedersächsische Sozialmini-
sterin Mechthild Ross-Luttmann
stellte in ihrem Referat die Ent-
wicklung der Pflege in Nieder-
sachsen als positiv heraus. So sei
seit 1999 ein kontinuierlicher
Anstieg der Beschäftigtenzahlen
im ambulanten und stationären

Fachtagung: Über 200 Teilnehmer diskutier en über die Zukunft der Pflege

Bereich zu verzeichnen. Auch
hielten die Pflegeeinrichtungen
und ambulanten Dienste ein gro-
ßes Angebot für Pflegebedürftige
bereit. Die Ministerin betonte je-
doch, dass der demografische
Wandel deutliche Auswirkungen
auf alle Bereiche der Pflege haben
werde: „Letztendlich wird es nicht
so sehr darauf ankommen, wie alt
wir werden, sondern wie wir alt
werden. Zukunft der Pflege heißt
auch für uns alle, wie wir das Le-
ben im Alter gestalten wollen.“

Ein hochkarätig besetztes Podium
setzte sich anschießend mit aktu-
ellen Fragen der Pflegepolitik des
Landes auseinander. Unter der
Moderation von Dr. Konrad
Deufel, dem ehemaligen Ober-
stadtdirektor der Stadt
Hildesheim sowie ehemaligem
Vorsitzenden des Deutschen Ver-
eins für öffentliche und private
Fürsorge, diskutierten die Vorsit-
zende des Niedersächsischen
Pflegerates, Marita Mauritz, der
Leiter der Ersatzkassenverbände
VdAK, Jörg Niemann, der
braunschweigische Landesbi-
schof Dr. Friedrich Weber als
Ratsvorsitzender der Konfödera-
tion evangelischer Kirchen in

Niedersachsen sowie Heide-
marie Mundlos über die Heraus-
forderungen, die die Pflege mit
sich bringt.

Gemeinsam mit zahlreichen
Wortbeiträgen aus dem Publi-
kum wurden wichtige Fragen u.a.
zur Pflegeausbildung, zum Inhalt
des kommenden Landesheim-
gesetzes und zur Wertschätzung
des Ehrenamtes in der Pflege dis-
kutiert.

Pflege menschlich gestalten

Einig waren sich alle Teilnehmer
darüber, dass die steigenden An-
forderungen an die Qualität der
Pflege nur gemeinsam erfüllt
werden könnten. Der sozialpoli-
tische Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion, Norbert
Böhlke, fasste in seinem Schluss-
wort zusammen: „Um Pflege
auch in Zukunft menschlich und
attraktiv zu gestalten, sollten alle
Beteiligten die Chance nutzen,
sich in die Diskussion einzubrin-
gen. Die heutige Veranstaltung
hat gezeigt, dass dies ein kon-
struktiver und erfolgreicher Weg
ist.“

Heidemarie Mundlos: „Die Sicherung der Pf lege ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe“

Der große Zuspruch zur Fachtagung zeigt die Bedeutung des Themas
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Das Endlager Gorleben ist mit dem
Forschungsendlager Asse II nicht
vergleichbar. Dieses Fazit zogen die
Mitglieder des gemeinsamen
Arbeitskreises Umwelt und Klima-
schutz der Landtagsfraktionen von
CDU und FDP als sie am 8. Septem-
ber 2008 in Gorleben in den Salz-
stock einfuhren und mit dem
Betreiber der technischen Anlagen
des Brennelement-Lagers Gorleben
GmbH (BLG), der Gesellschaft für
Nuklear-Service mbH (GNS), Ge-
spräche führten. Dabei zeigten sich
die Umweltpolitiker beeindruckt
von der Professionalität und dem
hohen technischen Aufwand, mit
dem die GNS Gorleben trotz des ver-
hängten Moratoriums das Endlager
am Laufen hält.

Bei der sich anschließenden Fach-
diskussion mit dem Betreiber und
kommunalen Vertretern wurde ei-
nes deutlich: die Erkundung von
Gorleben muss fortgesetzt werden.
Diesbezüglich machten die Umwelt-
politiker deutlich, dass nach Ansicht
von CDU und FDP das Moratorium
im Erkundungsbergwerk Gorleben
aufgehoben werden muss, damit
eine ergebnisoffene Erkundung er-
folgen kann.

Der umweltpolitische Sprecher der
CDU-Fraktion, Martin Bäumer, wies
die in der Diskussion um das
Forschungsendlager Asse II stets
gezogenen Vergleiche zu Gorleben
entschieden zurück. „Der Versuch,
das Endlager Asse II bei
Wolfenbüttel mit dem Salzstock
Gorleben zu vergleichen, ist nicht
einmal im Ansatz zu rechtfertigen.
Mit dem ‚jungfräulichen’ Salzstock
in Gorleben haben wir eine völlig
andere Situation als in der Asse II.
Während bei der Asse ein altes Salz-
bergwerk zur Einlagerung von radi-
oaktivem Abfall genutzt wurde, ha-
ben wir es beim Salzstock Gorleben

Arbeitskreis Umwelt und Klimaschutz besucht das Endlager Gorleben

mit einem unberührten Salzstock zu
tun. Behauptete Parallelen zwischen
den beiden Standorten sind nach
unserer Ansicht rein politisch moti-
viert.“

Der Generalsekretär der CDU in
Niedersachsen, Ulf Thiele, pflichtete
Martin Bäumer bei: „Seit dem Mo-
ratorium im Jahr 2000 sind wir bei
dem Problem der Endlagerung von
Atomabfällen in Deutschland nicht
weitergekommen. Eine Erkundung
von Gorleben bedeutet keine
Vorfestlegung auf den Standort. Wir
benötigen einen Endlagerstandort -
ob wir wollen oder nicht. Da hilft uns
vor allem das Verhalten von SPD und
Grünen nicht.“

Die Vorkommnisse im Forschungs-
endlager Asse II bei Wolfenbüttel
werden nicht durch einen Parlamen-
tarischen Untersuchungsausschuss
des Niedersächsischen Landtags
aufgeklärt. Die Fraktionen von CDU,
SPD und FDP stimmten in der Ple-
narsitzung gegen den von Grünen
und Linksfraktion geforderten Aus-
schuss.

Bislang gibt es noch keine Entschei-
dung über ein Endlager für hoch ra-
dioaktiven Atommüll in Deutsch-
land. Nach dem Atomgesetz ist der
Bund verpflichtet, ein Endlager zu
schaffen. Es soll bis 2030 betriebsbe-
reit sein. Für hochradioaktiven Ab-
fall aus Kraftwerken wurde bisher
lediglich der niedersächsische Stand-
ort Gorleben in Betracht gezogen.

In der Vereinbarung zwischen der
früheren rot-grünen Bundesregie-
rung und den Energieversorgungs-
unternehmen vom 14. Juni 2000 wur-
de neben dem Ausstieg aus der
Kernkraftnutzung auch ein Morato-
rium für das geplante Endlager Gor-
leben vereinbart. Danach wird zur
Klärung konzeptioneller und
sicherheitstechnischer Fragen die Er-
kundung in Gorleben für mindestens
drei, längstens jedoch zehn Jahre un-
terbrochen. Seit Beginn des Morato-
riums im Oktober 2000 finden des-
wegen keine weiteren Erkundungen
des Salzstockes statt. In Deutschland
fallen radioaktive Reststoffe in Me-
dizin, Gewerbe, Industrie, Forschung
sowie bei der Nutzung der Kernen-
ergie für die Stromerzeugung an.

Atommül l-Endlagerfrage in
Deutschland ungelöst

Helm auf: Der AK Umwelt und Klimaschutz in Gorleben
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In Niedersachsen le-
ben zurzeit mehr als
1,2 Mio. Menschen
mit Migrations-
hintergrund. Mit 16
Prozent stellt diese
Gruppe einen erheb-
lichen Anteil an der

niedersächsischen Gesamtbevöl-
kerung. Bei den Jüngeren ist der
Anteil an Menschen mit Migrations-
hintergrund überproportional hoch.
Schon heute ist erkennbar, dass ihr
Anteil weiter steigen wird. Das stellt
auch den Öffentlichen Dienst vor
neue Herausforderungen. Er muss
sich verstärkt für Beschäftigte mit
Migrationshintergrund öffnen.

Die Landtagsfraktionen von CDU
und FDP haben dazu einen
Entschließungsantrag in den Land-
tag eingebracht, der im September
auf der Tagesordnung stand. Darin
wird die Landesregierung gebeten,
die beispielgebenden Bemühungen
im Bereich der Polizei auf andere
Verwaltungszweige auszuweiten,
indem entsprechende Konzepte er-
arbeitet werden. Außerdem soll die
Landesregierung die interkulturelle
Kompetenz der Landesbediensteten
durch Fortbildungsprogramme stär-
ken und Kommunen bei ähnlichen
Vorhaben unterstützen.  „In den
Auswahlverfahren zur Einstellung in
den Landesdienst müssen die beson-
deren Fähigkeiten von Bewerber-
innen und Bewerbern mit
Migrationshintergrund beachtet
werden. Beschäftigte im Öffentli-
chen Dienst, die die Kulturen, Denk-
und Lebensweisen hier lebender
Menschen mit Zuwanderungs-
geschichte kennen, sind selbst ein
Zeichen gelungener Integration“,
sagte der CDU-Landtagsab-
geordnete Andre Wiese.
Weitere Informationen unter:
www.landtag.niedersachsen.de
Þ Lt.Drs. 16/419

Öff entlicher Dienst
Andre Wiese: „Anteil der Menschen
mit Migrationshintergrund erhöhen“

Flucht und Vertrei-
bung aus den deut-
schen Ostgebieten
werden mit Beginn
des neuen Schuljah-
res in den allgemein
bildenden Schulen
des Landes Nieder-
sachsen verbindli-

ches Unterrichtsthema. Der Landes-
beauftragte für Heimatvertriebene
und Spätaussiedler, der CDU-
Landtagsabgeordnete Rudolf Götz,
zeigte sich mit dieser Entscheidung
von Kultusministerin Elisabeth Heis-
ter-Neumann sehr zufrieden. „Ich
habe mich bereits seit längerer Zeit
für die verbindliche Berücksichti-
gung dieses Themas im Unterricht
eingesetzt. Die Erlebnisgeneration
der Vertriebenen wird kleiner. Es ist
wichtig die Erinnerung an die schwe-
ren Nachkriegsjahre wach zu hal-
ten“, unterstrich Rudolf Götz die
Bedeutung des Themas.

Der Landesbeauftragte erinnerte
daran, dass Niedersachsens Wieder-
aufbau nach dem Krieg vor allem
durch das Engagement der Heimat-
vertriebenen ermöglicht wurde. 1,2
Mio. von ihnen kamen in das neu
gegründete Land der britischen
Zone. Die meisten von ihnen waren
Schlesier. Rudolf Götz, der selbst
schlesische Eltern hat: „Heute hat
jede dritte Familie in unserem Land
einen Vertriebenenbezug. Viele jun-
ge Menschen aus der Enkel- und
Urenkelgeneration wollen Einzelhei-
ten über die schweren Jahre nach
dem Krieg wissen. Nur mit diesem
Hintergrund sind das Werden der
Bundesrepublik und die Aufbau-
leistung der Niedersachsen zu ver-
stehen.“

Tourismusoff ensive für
den Harz

Flucht und Vertr eibung
verbindlich im Unterricht
Landesbeauftr agter Rudolf Götz:
„Jede dritte Familie in unserem Land
hat einen Vertriebenenbezug“

Der Harz bietet
als Deutsch-
lands nördlichs-
tes Mittelgebir-
ge wegen seiner
großen Erlebnis-
vielfalt und sei-

ner zahlreichen Attraktionen (z. B.
Unesco-Weltkulturerbe, National-
park Harz, Brocken) sehr gute Vo-
raussetzungen für eine Erfolg ver-
sprechende touristische Entwick-
lung.

Gleichwohl sind seit 1992 die
Übernachtungszahlen im nieder-
sächsischen Harz mit Ausnahme
der Jahre 1995 und 2000 rückläu-
fig. Auch 2007 war ein Rückgang
um 4 Prozent zu verzeichnen. Die-
se Situation haben die Landtags-
fraktionen von CDU und FDP ver-
anlasst, einen Entschließungsan-
trag in den Landtag einzubringen.

„Unser Ziel ist es, die Akteure in
Kommunen, Landkreisen und tou-
ristischen Organisationen enger
zusammenzuführen. Wir sehen
zurzeit zu viel Gegeneinander und
zu wenig Miteinander. Der Harz
bleibt dadurch unter seinen Mög-
lichkeiten“, erklärte der CDU-
Landtagsabgeordnete Jörg
Hillmer. Notwendig sei die Er-
schließung neuer Kundengruppen
für den Harz insgesamt. „Der Harz
muss seine touristischen Ziele for-
mulieren – auf der Grundlage des
Masterplans oder aus eigenen
Überlegungen – und diese Strate-
gie dann gemeinsam und konse-
quent verfolgen“, forderte der
tourismuspolitische Sprecher der
CDU-Fraktion, Jörg Hillmer.
Weitere Informationen unter:
www.landtag.niedersachsen.de
Þ Lt.Drs. 16/423

Jörg Hillmer: „Gezielte
Zusammenarbeit notwendig“
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Das Land wird die Nieder-
sächsische Technische Hochschu-
le (NTH) als eine Universität mit
drei Standorten errichten, in der
die weiterhin selbstständigen
Universitäten Braunschweig,
Clausthal und Hannover in den
Ingenieurwissenschaften ein-
schließlich der Architektur, der
Informatik sowie den Naturwis-
senschaften und der Mathematik
intensiv zusammenarbeiten wer-
den. Dazu hat die Landesregie-
rung im September-Plenum einen
Gesetzentwurf zur Gründung der
NTH in den Landtag eingebracht.

Mit der NTH-Gründung soll die
wissenschaftliche Qualität der
vorwiegend technisch und natur-
wissenschaftlich orientierten Uni-
versitäten des Landes weiter zu
gesteigert und ihre nationale und
internationale Wettbewerbs-
fähigkeit verbessert werden.
Dabei werden die Studierenden
von einem erweiterten und at-
traktiveren Studienangebot profi-
tieren können. Vorhandene For-
schungsschwerpunkte sollen ver-
tieft und erweitert, neue einge-

Landesregierung bringt Gesetzentwurf zur NTH ein
Universitäten Braunschweig, Clausthal und Hannover bilden
Niedersächsische Technische Hochschule

Im Gespräch: Der gemeinsame Arbeitskreis Wissenschaft und Forschung der
Landtagsfraktionen von CDU und FDP traf sich am 9. September 2008 mit den
Präsidenten der drei Universitäten – Prof. Dr. Thomas Hanschke (TU Clausthal,
3. v. l.), Prof. Dr. Jürgen Hesselbach (TU Braunschweig, 4. v. r.) und Prof. Dr.
Erich Barke (TU Hannover, 2. v. r.).

richtet werden. Durch gemeinsa-
me Graduiertenkollegs, Sonder-
forschungsbereiche und For-
schungszentren wird Nieder-
sachsen auch im Wettbewerb um
überregionale und europäische
Forschungsfördermittel leis-
tungsfähiger werden.

Der wissenschaftspolitische Spre-
cher der CDU-Fraktion, Jens
Nacke, nannte die NTH in seiner
Rede im Niedersächsischen Land-
tag eine neue, zukunftsweisende
Form der Zusammenarbeit: „Die
NTH wird für alle Beteiligten ei-
nen Mehrwert bringen. Es gibt
keine Verliereruniversität. Bei
diesem Prozess gibt es nur Gewin-
ner.“ Der CDU-Wissenschafts-
experte kündigte an, für den Zeit-
raum Ende Oktober/Anfang No-
vember eine Anhörung im
Wissenschaftsausschuss an, in der
alle beteiligten Gruppen ihre Mei-
nung vortragen und Anregungen
geben können. Danach werde die
Anhörung sorgfältig ausgewertet.
Ziel sei es, das Gesetz im Dezem-
ber im Landtag zu verabschieden.

Im Niedersächsischen Landtag hat
Ministerpräsident Christian Wulff
die Hauptschulen verteidigt und die
Opposition scharf kritisiert. „In wei-
ten Teilen des Landes gibt es eine er-
folgreiche Hauptschularbeit“, be-
tonte der Ministerpräsident als Ant-
wort auf eine Anfrage der SPD-Frak-
tion.

Nahezu jede Hauptschule habe
mittlerweile einen Schul-
sozialarbeiter und sei Ganztags-
schule. Christian Wulff sagte, er las-
se es nicht zu, dass die Opposition
diese Schulform kaputt rede.

Kurzmeldungen

·  Minist erpräsident Christian Wulff
stellt sich hinter die Hauptschule

Das Niedersächsische Ministerium
für Wissenschaft und Kultur schreibt
für die Jahre 2009/2010 ein neues
Modellprojekt zur Förderung von
niedersächsischen Kunstschulen in
Höhe von jährlich 100.000 Euro aus.
Gefördert werden generationsüber-
greifende Projekte, die sich mit dem
demographischen Wandel beschäf-
tigen. Das Projekt trägt den Titel
„Generationen verbinden“. Im Mit-
telpunkt steht dabei der demogra-
phische Wandel unter dem Motto:
„Wir werden weniger und wir wer-
den älter“. Förderfähig sind alle öf-
fentlichen Kunstschulen des Landes
Niedersachsen, die in der außer-
schulischen Bildung tätig sind. Die
Kunstschulen können sich bis zum
31.12.2008 mit Projekten beim
Niedersächsischen Ministerium für
Wissenschaft und Kultur bewerben.

Die Details und Downloads zu den
Anträgen finden Sie unter
www.mwk.niedersachsen.de unter
dem Stichwort Kunstschulen.

·····  Förderung niedersächsischer
Kunstschulen
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CDU- Fraktion
im Niedersächsischen Landtag

Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 1
30159 Hannover

Verantwortlich:
Joachim Anlauf,  Pressesprecher
Sabine Busse,  Sekretariat Presse

Telefon (05  11) 30 30 - 41 18
Telefax (05  11) 30 30 - 48 54

Joachim.Anlauf@lt.niedersachsen.de

Te r m i n e

Dienstag,  7. Oktober  2008, ganztägig
Plenum
Ort:  Niedersächsischer Landtag

Mittwoch,  8. Oktober 2008,  ganztägig
Plenum
Ort:  Niedersächsischer Landtag

Donnerstag,  9. Oktober  2008, ganztägig
Plenum
Ort:  Niedersächsischer Landtag

P e r s ö n l i c hDer BL stellt an dieser Stelle die neuen Landtagsabgeordneten in der
CDU-Fraktion vor.

Die besten Gedanken kommen ihm
in der Sauna und im Schwimmbad,
sagt Christoph Dreyer. Der neu in
den Landtag gewählte CDU-Abge-
ordnete kann nun - nicht zuletzt
wegen seines stellvertretenden Vor-
sitzes im Aufsichtsrat des
aquaLaatziums – häufig auch  in sei-
ner Freizeit weiter daran arbeiten,
Niedersachsen nach vorne zu brin-
gen.

Name:
Christoph Dreyer
Geburtsdatum:
 17.06.1966
Familienstand:
verheiratet, zwei Kinder
(7 und  11 Jahre)
Beruf :
Diplomökonom und
Versicherungskaufmann
Ausschüsse:
Ausschuss für Rechts- und
Verfassungsfragen; Ausschuss für
Wissenschaft und Kultur
Wahlkreis:
28 Laatzen
Erststimmenergebnis:
43,2  Prozent
Kontakt:
Hauptstr. 23 a
30880 Laatzen
Telefon: 0 51 02 - 40 20
E-mail:
info@christophdreyer.de
www.christophdreyer.de

Warum ich mich landespolitisch
engagiere?
In der Kommunalpolitik habe ich
bereits viele Erfahrungen gesam-
melt. Die Einflussmöglichkeiten vor
Ort sind jedoch leider begrenzt.
Denn die Rahmenbedingungen wer-
den im Land, im Bund und in Europa
gesetzt.

Welches politische Ziel möchte ich
innerhalb dieser Legislaturperiode
verwir klichen?
Ich möchte eine Politik machen, die
den Menschen nützt, die Arbeits-
plätze schafft und den Familien hilft.

Tipp für Urlaubsreisen:
Mein Reisetipp ist der Bayerische
Wald. Ideal zum Wandern, mit einem
großen Angebot bodenständiger
Gastronomie. Und zum Baden emp-
fehle ich Scharbeutz/Timmendorfer
Strand empfehlen. Dort gibt es fei-
nen Sand und viel Sonne.

Donnerstag, 16. Oktober, nachmittags
Arbeitskreis Wir tschaft ,  Arbeit und Verkehr
reist zum Breitbandkompetenzzentrum  in
Osterholz/Scharmbeck

Mehr als 600 Gäste folgten am 19. Au-
gust der Einladung der CDU-Fraktion
zum Sommerempfang in das Neue
Rathaus in Hannover. CDU-Fraktions-
chef David McAllister konnte unter
anderem Alexander Fürst zu Schaum-
burg-Lippe begrüßen.

Sommerempfang der CDU-Fraktion


